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Ende eines Jahrhundertmythos?
Ketzerische Gedanken über Vergangenheit und Zukunft des Sozialismus
von Michael Schneider 
Zum 70. Geburtstag von Rudi Dutschke (7. März 1940 – 24. Dezember 1979)

Vor 20 Jahren haben die osteuropäischen Völker „ein Jahrhundert abgewählt“ (Timothy Garton Ash). Das „Gespenst des Kommunismus“, das zu Zeiten von Marx und Engels „in Europa umging“, ging innerhalb weniger Monate unter – wobei der triumphale Sieg von Helmut Kohls „Allianz für Deutschland“ bei den letzten DDR-Volkskammerwahlen im März 1990 nur einen Zwischenakkord darstellte. 
„Was bleibt vom Sozialismus?“, fragten sich seither all jene, für die dieser Begriff nicht nur ein Weltbild konstituiert hat, das jetzt in Scherben lag, sondern auch ein bestimmendes Element ihrer politischen Biographie und Arbeit gewesen ist. Für die „Sieger” im Systemkampf und ihr multimediales Dienstpersonal war die Antwort dagegen klar: Man kann den Sozialismus abschreiben. Mit den „real existierenden Sozialismen” habe sich, verkündeten sie, auch Idee, Utopie, Ethik, Menschenbild und Programm des Sozialismus für alle Zeiten erledigt. Und die „Erfinder” dieses Programms und die Initiatoren dieser Bewegung, die „in die Irre führte” – so Ralf Dahrendorf in der „Zeit“ –‚ hätten fortan ihren Platz im Museum der Geistes- und Sozialgeschichte, auch wenn ihnen edle und uneigennützige Motive durchaus nicht abgesprochen werden könnten.

Die säkulare Verwechslung
Weitere Nachfragen an die Vita des offenkundigen Bankrotteurs waren nicht erwünscht. Sonst hätte sich ja womöglich herausgestellt, dass der, den man da so beredt zu Grabe getragen hatte, gar nicht der war, der er zu sein vorgab und für den man ihn gehalten hatte. Die eigentliche Frage, die die Epochenwende von 1989 aufgeworfen hat, ist nämlich gar nicht die, welche seither in aller Munde ist: warum „der” Sozialismus gescheitert ist. Die Frage müsste vielmehr lauten, warum mehrere Generationen von Kommunisten und linken Intellektuellen den „Staatsozialismus” der rückständigen Regionen – denn nur dort ist er ja zur Macht gelangt und jenes Modell nachholender Industrialisierung unter der Ägide der Staatspartei entstanden, das nach 1945 auch den industriell und kulturell fortgeschritteneren Ländern Osteuropas oktroyiert wurde – gegenüber den hochentwickelten kapitalistischen Industrienationen als Fortschritt und höhere Zivilisationsstufe begreifen konnten. Wie war es möglich, dass ein System, dessen vorherrschende Charakteristika Kommandowirtschaft, Einparteienherrschaft bzw. die Diktatur des Politbüros, Allmacht der Sicherheitsapparate und Zensur waren, überhaupt so lange mit „Sozialismus” bzw. „Kommunismus“ verwechselt werden konnte?

Da die Gründe für die Fehlentwicklung der russischen Revolution und für das Scheitern jenes Systems, das sich „Realsozialismus“ nannte, schon in seinen Anfängen zu verorten sind, ist es geboten, zunächst einen Blick auf die Anfänge zu werfen.

Der Erste Weltkrieg und die Spaltung der internationalen Arbeiterbewegung
Die osteuropäischen Kettenrevolutionen und die Implosion der Sowjetunion markierten das Ende einer Epoche, die 1917 in Russland ihren Anfang nahm. Daher spricht der britische Historiker Eric Hobsbawm vom „kurzen 20. Jahrhundert“, das er von 1914 bis 1991 datiert. Der Zweite Weltkrieg war die Folge des Ersten, und insofern der Erste Weltkrieg das eigentlich einschneidende Ereignis, gewissermaßen die Ur-Katastrophe, der Urknall des 20. Jahrhunderts. Und zu seinen Folgen gehörte die russische Oktoberrevolution von 1917.

Mit dem Ersten Weltkrieg ging das alte Europa unter. Dieser Krieg war aber nicht nur eine ungeheure Katastrophe für Europa und die Menschheit, sondern auch eine Katastrophe für die internationale Arbeiterbewegung. In allen europäischen Ländern kam es während des Krieges zu ihrer Spaltung in einen reformistischen, sozialchauvinistischen Flügel einerseits, der sich zum „Burgfrieden“ mit den imperialen Oberklassen bereit fand und sich auf den Standpunkt der „Landesverteidigung“ stellte, und in einen kleinen radikalen Flügel andererseits, der statt des „Burgfriedens“ den sofortigen Friedensschluss bzw. die revolutionäre Beendigung des Völkermordens forderte.

Letzteren Standpunkt vertrat mit aller Schärfe auch Wladimir Iljitsch Lenin: In einem imperialistischen Krieg müsse die Sozialdemokratie die Niederlage der eigenen Regierung herbeiführen und den auswärtigen Krieg in eine revolutionäre Volkserhebung umwandeln, wofür im zaristischen Russland die Bedingungen besonders günstig waren. Lenins kompromisslose Haltung zum imperialistischen Krieg, seine berühmten „April-Thesen“, in denen er „Frieden, Brot, Land und Freiheit“ forderte (von „Sozialismus“ und „Diktatur des Proletariats“ war noch gar nicht die Rede), sicherte den Bolschewiki im Sommer 1917 das Vertrauen und die Unterstützung der Massen. Doch Lenins unversöhnliche Frontstellung gegen die kompromittierten „Burgfriedens“- Parteien, zu denen er auch die Menschewiki und die Sozialrevolutionäre Bauernpartei Kerenskis rechnete, zerriss die russische Demokratie in zwei todfeindliche Lager, zwischen denen vor und nach dem Oktober eine Versöhnung nicht mehr möglich war (was allerdings an der Intoleranz nicht nur der Bolschewiki, sondern auch der anderen Parteien der Duma lag).

Eine ähnliche Entwicklung, nur mit umgekehrten Resultaten, spielte sich auch in Deutschland ab. Nachdem die deutsche Sozialdemokratie im Reichstag den Kriegskrediten zugestimmt hatte, spaltete sich eine Minderheit unter Führung Karl Liebknechts und Rosa Luxemburgs, aus der später der sogenannte Spartakusbund und die KPD hervorgehen sollten, von der Mehrheitssozialdemokratie ab. Doch anders als in Russland wurde die deutsche Novemberrevolution, die aus dem Aufstand der Kieler Matrosenräte hervorging, auf Befehl der sozialdemokratischen Führer, Noske und Scheidemann, von den schwarzen Freikorps zusammengeschossen. Der einzigartige historische Zynismus dieses Vorgangs lag darin, dass die SPD „ihr eigenes Kind in der Wiege erstickte“, so Sebastian Haffner. Denn die deutsche Revolution von 1918 war, wie Haffner en detail nachgewiesen hat, ihren politischen Inhalten wie ihren Organisationsformen nach eine genuin sozialdemokratische Revolution – und keine Revolution nach bolschewistischem Muster, wie eine verleumderische Legende bis heute behauptet. Mit dem Großen Verrat der Sozialdemokraten von 1918, der in der Geschichtsschreibung bis heute bagatellisiert oder verleugnet wird, war das fatale Schisma, die Spaltung der beiden deutschen Arbeiterparteien, besiegelt. Bekanntlich haben vor allem die völkischen und nationalsozialistischen Kräfte von dieser Gespaltenheit der Weimarer Linken profitiert – bis zur Machtergreifung Hitlers im Januar 1933.

Lenins politischer Sündenfall
Doch zurück zur Geburt der russischen Revolution aus dem imperialistischen Krieg. Der eigentliche politische Sündenfall Lenins war in meinen Augen nicht (wie viele Historiker neuerdings behaupten) der Oktoberumsturz, mit dem Russland aus dem Gemetzel des Weltkrieges ausschied. Auch wenn dieser zugegebenermaßen putschistische Züge hatte: Hätte es sich dabei nur um den „Putsch“ einer kleinen Clique von Berufsrevolutionären gegen den Willen des Volkes gehandelt, bliebe die Begeisterung vollkommen unverständlich, die der Oktoberumsturz in ganz Russland – und weit darüber hinaus – auslöste. Vor allem hätte die junge Sowjetregierung ohne die Unterstützung der Volksmassen den nachfolgenden Bürgerkrieg gegen die Weißen und gegen die Invasionsheere aus 14 Ländern niemals gewinnen können.

Nein, der eigentliche politische Sündenfall Lenins lag darin, dass er die verfassunggebende Versammlung, das eben erst konstituierte russische Parlament, im Januar 1918 auflöste und auseinanderjagte. Damit war – wie Rosa Luxemburg, die die Oktoberrevolution begeistert begrüßt hatte, hellsichtig voraussah – eine Entwicklung eingeleitet, die „zum Erdrücken des politischen Lebens im ganzen Lande“ und schließlich nicht zu einer Diktatur des Proletariats, sondern „einer Handvoll Politiker“ führen werde. Mit der Auflösung des russischen Parlaments war die Verbindung zum republikanischen Erbe, zu den freiheitlich-demokratischen Errungenschaften der bürgerlichen Epoche, die auch ein integraler Bestandteil der westeuropäischen Arbeiterbewegung waren, gekappt. Das republikanische Erbe sollte denn auch für die nächsten 70 Jahre nicht mehr heimgeholt werden.

Auch konnte der notwendige Diskurs über die Transformationsperiode und den Umbau der russischen Gesellschaft nach dem Sturz des Zarismus nicht mehr auf breiter und kontroverser Basis geführt werden, er wurde auf die Lösungsvorschläge der bolschewistischen Regierungspartei eingeengt. Das war die erste Fatalität.

Die zweite Fatalität lag darin, dass die größte politische Errungenschaft der Revolution, die überall im Lande sich spontan bildenden Arbeiter-, Bauern- und Soldatensowjets, die eine neue Form von direkter, von Basisdemokratie darstellten und die, nach dem ursprünglichen Willen Lenins und Trotzkis, an die Stelle der parlamentarischen Demokratie treten sollten – dass just die Sowjetdemokratie, die der Sowjetunion ihren Namen gegeben hatte, unter dem Druck des Bürgerkrieges, der weißen Interventionsarmeen und des wirtschaftlichen Zusammenbruches sukzessive demontiert und zerstört wurde. Trauriger Höhepunkt dieser Entwicklung war die Niederschlagung des Aufstandes der Kronstädter Matrosen, die zu den Sturm- und Elitetruppen des Oktoberumsturzes gehört hatten, nun aber von Lenin und Trotzki als Konterrevolutionäre gebrandmarkt wurden. Dabei bestand das „Verbrechen“ der Kronstädter Matrosen einzig darin, dass sie die basisdemokratischen Prinzipien der Sowjetdemokratie gegen die sich herausschälende bolschewistische Parteidiktatur zu verteidigten suchten.

Stalin, der „Dschingis Khan mit Telefon“ (Bucharin)
Die dritte Fatalität lag darin, dass mit der Niederschlagung der deutschen Novemberrevolution auch die entscheidende, von Lenin und Trotzki selbst formulierte Prämisse für den Aufbau einer sozialistischen Republik in Russland geplatzt war: nämlich die Unterstützung durch eine siegreiche Arbeiterrevolution in Deutschland. „Sozialismus in einem Lande“, noch dazu in einem so rückständigen wie Russland, ohne Hilfe von außen, das war in ihren Augen ein Ding der Unmöglichkeit. Erst Stalin sollte aus der spezifischen Not der russischen Revolution, nämlich ihrer internationalen Isolierung und Abschottung gegen den Weltmarkt, eine erhabene Tugend machen, indem er den nationalen „Aufbau des Sozialismus“ als glorreiche, quasi-religiöse Verheißung ex cathedra dekretierte.

Was dabei herauskam, war und konnte natürlich kein „Sozialismus“ sein, geschweige denn ein Sozialismus im Sinne von Marx und Engels, sondern nur eine ökonomische Entwicklungs- und Industrialisierungsdespotie, die mit einem ungeheuren Terror einherging und zur „Restauration halbasiatischer Knechtschaftsverhältnisse unter dem staatssozialistischen Schleier“ führte, wie Rudi Dutschke es bereits 1974 in seiner großen Abrechnung mit dem real existierenden Sozialismus formulierte („Versuch, Lenin auf die Füße zu stellen“ lautete der Titel seiner Dissertation). Bucharin hat nicht zufällig Stalin den Spitznamen „Dschingis Khan mit Telefon“ gegeben. Und der neue Dschingis Khan war Stalin tatsächlich. Auch wenn er sich selbst als den legitimen „Erben Lenins“ ansah und sich als großen „Marxisten-Leninisten“ feiern ließ – er war weder Marxist noch Leninist, er war vielmehr (wie Trotzki ihn zutreffend charakterisierte) der „Thermidor“, der Killer der russischen Revolution.

Stalin hat nicht nur die gesamte alte Garde der Bolschewiki liquidiert, er, der zuletzt anerkannte „Führer des Weltkommunismus“, war überhaupt der größte Kommunistenschlächter des Jahrhunderts und hat objektiv das Geschäft der Konterrevolution betrieben – und zwar so radikal und durchgreifend, wie dies kein weißer zaristischer General hätte tun können.

Die „Große Sozialistische Oktoberrevolution“ – eine epochale Mystifikation
Doch kommen wir noch einmal auf das grundlegende, gleichsam apriorische Dilemma der russischen Revolution zurück. Der Marxschen Theorie zufolge kann die sozialistische bzw. kommunistische Gesellschaft überhaupt nur auf der Grundlage entstehen, welche die bürgerliche Gesellschaft und der hochentwickelte Kapitalismus selbst geschaffen haben. Eine ihnen überlegene Produktionsweise und Kultur kann der Sozialismus nur dann erreichen, wenn er den Kapitalismus, seine antagonistischen Widersprüche, aber auch seine zivilisatorischen Errungenschaften und sein progressives republikanisches Erbe im Hegelschen Sinne „aufgehoben” hat. Bekanntlich meint Hegels dialektischer Begriff der Aufhebung dreierlei: „zerstören“, „aufbewahren“ und „auf eine höhere Stufe heben“.

Entgegen der Marxschen Theorie jedoch siegte die erste, von Arbeitern und Bauern getragene Revolution der Weltgeschichte – und darin lag bei all ihrer Bedeutung eben auch eine geschichtliche Fatalität – just in einem Land, das die für Westeuropa typische Stufenfolge Feudalismus/Kapitalismus nie durchlaufen hatte. Wie Marx selbst in seinen späten Russland-Analysen erkannt hatte, gab es im Gegensatz zu Europa im zaristischen Russland von innen her keinerlei Impulse für eine modern-kapitalistische Entwicklung. Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, das es – anders als im europäischen Feudalismus – keine weitgehend sich selbst bestimmenden gesellschaftlichen Kräfte wie einen grundbesitzenden Adel, ein städtisches Bürgertum und mit privatem Boden wirtschaftende Bauern gab. Genau dieser objektive Tatbestand veranlasste Engels, Russland als „seinem Wesen und seiner Lebensart, seinen Traditionen und Einrichtungen nach […] ,halbasiatisch’ zu benennen“. Marx sprach denn auch von der besonderen „halbasiatischen Formationsgeschichte“ Russlands – im Gegensatz zur Entwicklung Europas.

Zwar hatte das zaristische Russland mit Hilfe des westlichen Auslands begonnen, eine bescheidene Industrialisierung einzuleiten. Indes beschränkte sich die Kapitalisierung des Landes auf einen winzigen industriellen Überbau. Davon völlig unberührt war der riesige Unterbau der ältesten russischen, eben halbasiatischen Ökonomie geblieben: das bäuerliche Russland mit seinen alten, voneinander isolierten Dorfgemeinschaften, seinen Gemeineigentumsformen (der „Obschina“), seinem Analphabetentum, seinem Oblomowtum, seinen abergläubischen Traditionen und seiner Fortschrittsfeindlichkeit. Noch im Revolutionsjahr 1917 standen zwei bis drei Millionen russische Industriearbeiter mehr als 100 Millionen Bauern und Kleinbürgern und einem riesigen, trägen Beamtenapparat gegenüber, der alten zaristischen Bürokratie, die seit alters her gewohnt war, nur auf das Kommando des autokratischen Herrschers zu hören und jede Initiative von unten zu unterdrücken.

Da es im zaristischen Russland den Kapitalismus als eigenständige und entwickelte Produktionsweise nie gegeben hatte, hat die russische Gesellschaft – um wieder mit Marx zu sprechen – auch die „positive Seite des Privateigentums“, die Entwicklung von Subjektivität, Individualität, Eigeninitiative und Freiheit sowie die bürgerliche Kultur der Arbeit nie erfahren. Eben-darum konnte auch die nachträgliche Qualifizierung des Oktoberaufstandes als „Große Sozialistische Oktoberrevolution“, die den Tigersprung vom Kapitalismus in den Sozialismus geschafft habe, nur eine epochale Mystifikation sein. Aufgrund seiner ökonomischen wie kulturellen Rückständigkeit war Russland alles andere als prädestiniert, den fortgeschrittenen Kapitalismus des Westens „einzuholen und zu überholen”, wie dies die Bolschewiki proklamierten. Dies dennoch und mit allen Mitteln erreichen zu wollen, darin lag ihr eigentümlicher Voluntarismus, ihre heroische Selbsttäuschung.

Der große Irrtum: die Mystifikation des Staates
Im Nachhinein fällt es schwer zu verstehen, dass mehrere Generationen von Kommunisten und linken Intellektuellen, ja, selbst hoch gebildete Philosophen und Literaten wie Ernst Bloch und Bertolt Brecht daran glauben konnten, die Sowjetunion, die sich noch Ende der 20er Jahre auf dem Stand einer vorbürgerlichen Arbeits- und Industriekultur befand, könnte eine dem westlichen Kapitalismus überlegene „sozialistische Gesellschaft“ aufbauen, den Kapitalismus nicht nur „einholen“, sondern ihn gar noch „überholen“. Mir scheint, für diese epochale Mystifikation waren vor allem fünf Faktoren und Umstände bestimmend.

Erstens zog die KPdSU, legitimiert durch ihren Erfolg, die erste „Arbeiter- und Bauernrevolution der Weltgeschichte” vollbracht zu haben, nach 1917 die ganze kommunistische Weltbewegung in ihren Bann und beanspruchte auch die ideologische und politische Führung über alle kommunistischen Parteien, die der Dritten Internationale beigetreten waren. Dabei wurde die Vormundschaft der KPdSU über die Komintern-Zentrale, die strikt zentralistisch aufgebaut war, fest institutionalisiert. Damit hatten die Komintern-Päpste, die natürlich mit Marx- und Engelszungen redeten, das Deutungsmonopol inne – und zwar nicht nur bezüglich des Charakters der Sowjetunion, sondern auch bezüglich der Auslegung der Marxschen Lehren und Theorien überhaupt. Häretiker in den Reihen der Dritten Internationale aber wurden nicht geduldet.

Zweitens konnten die westeuropäischen Kommunisten und Sozialisten die sich unter Stalin herausbildende ökonomische Entwicklungsdespotie auf der Grundlage des Staatseigentums deshalb für eine „sozialistische Produktionsweise” halten, weil sie (in ihrer Mehrheit) in der verstaatlichten Ökonomie selber den Kern der Sozialismusfrage erblickten. Schon in der deutschen Arbeiterbewegung des 19. Jahrhunderts und der Zweiten Internationale war ja die Vorstellung weit verbreitet, Sozialismus sei identisch mit Staatsmonopolwirtschaft. Doch diese etatistische Denktradition, die wir auch bei Lenin, Trotzki und Stalin wiederfinden, entstammt nachweislich der Lassalleanischen Strömung in der Sozialdemokratie, die Marx und Engels stets auf das schärfste kritisiert und bekämpft haben. Nicht den Staat sah Marx als Modell sozialistischer Vergesellschaftung an, sondern die sich selbst verwaltende „freie Assoziation der Produzenten” im Sinne der Pariser Kommune, die den Staat für kurze Zeit überflüssig machte.

In der Frage des Etatismus und des Staates standen sich denn auch die Anhänger von Marx und die Anhänger von Lasalle unvereinbar gegenüber. Diese Gleichsetzung von Staat und Gesellschaft, wetterte Friedrich Engels am 12. März 1881 in einem Brief an Eduard Bernstein, „sollen wir kritisieren, nicht aber glauben.“ Im gleichen Brief sagt Engels auch, worauf ein solcher Staatssozialismus hinausläuft: „Möglichst viele Proletarier in vom Staat abhängige Beamte und Pensionäre zu verwandeln, neben dem disziplinierten Kriegs- und Beamtenheer auch ein dito Arbeitsheer zu organisieren. Wahlzwang durch staatliche Vorgesetzte statt durch Fabrikaufseher – schöner Sozialismus! Dahin aber kommt man, wenn man dem Bourgeois glaubt, was er selbst nicht glaubt, sondern nur vorgibt: Staat sei Sozialismus!”

Drittens war, neben den Arbeitsarmeen von Millionen Strafgefangener, die utopische Kraft der Verheißung, „den Sozialismus“ aufzubauen, wesentliche Bedingung für die unerhörten, ja, übermenschlichen Anstrengungen der sowjetischen Werktätigen bei der Erfüllung und Übererfüllung der staatlichen Fünfjahrespläne, für die zweistelligen Wachstumsraten und imposanten Aufbauleistungen der Sowjetunion (inklusive einer enormen Anhebung des allgemeinen Bildungsstandards) in den 30er und 40er Jahren – also zu einer Zeit, da die ganze westliche Welt unter den Folgen der Weltwirtschaftskrise und der Großen Depression zu leiden hatte. Vor allem die beschleunigte Industrialisierung des Landes, die es den Sowjetvölkern ermöglichte, wenn auch unter ungeheuren Opfern, Hitlers Invasionsarmeen vernichtend zu schlagen, und der Sieg im „Großen Vaterländischen Krieg“ trugen Stalin die Bewunderung nicht nur des internationalen Kommunismus, sondern auch vieler westlicher Politiker und Intellektueller ein.

Viertens sahen sich die europäischen Kommunisten und Sozialisten angesichts der Dauerbedrohung der Sowjetunion durch den Imperialismus, zumal durch den deutschen Faschismus, zur Solidarität gegenüber dem „ersten Arbeiter- und Bauernstaat der Welt“ verpflichtet, die den kritischen Blick von Anfang an trübte. Nach dem deutschen Überfall von 1941 aber war Kritik an einem Staat, der unter ungeheuren Opfern um sein Überleben kämpfte, noch schwieriger als vorher geworden, zumal die Existenz der Sowjetunion zu einer Zeit, da das „Dritte Reich“ ganz Europa unter dem Stiefel hatte, zu einer Art Bestandsgarantie für die europäische Arbeiterbewegung geworden war.

Fünftens war die Art und Weise, wie sich der Konterrevolutionär Stalin als „revolutionärer Bolschewik“ und „Kommunist“ vor sich selbst, vor der Partei wie vor der kommunistischen Weltbewegung zu legitimieren verstand, wohl einzigartig in der neueren Geschichte. Darin liegt für mich das eigentliche „Phänomen Stalin“, für das es keinen historischen Präzedenzfall, keinen Vergleich gibt. Ebendies unterscheidet ihn auch fundamental von jenem anderen Jahrhundertverbrecher, von Adolf Hitler. Während Hitler Krieg gegen andere Völker führte, führte Stalin Krieg gegen das eigene Volk und die eigene Partei. Und die vielen Millionen Opfer schienen legitimiert durch das hehre Ziel, die russische Revolution zu vollenden und das „gelobte Land“ des Kommunismus zu erreichen.

Das Versagen in der Systemkonkurrenz
Werfen wir nun noch einen kurzen Blick auf die Spätphase der Sowjetunion, in der ihr Versagen in der Systemkonkurrenz immer deutlicher wurde.

„Die Arbeitsproduktivität ist in letzter Instanz das allerwichtigste, das ausschlaggebende für den Sieg der neuen Gesellschaftsordnung“, postulierte Lenin. Mit diesem Diktum hat der Begründer des Sowjetstaates schon früh das entscheidende Kriterium benannt, an dem sich der Systemkampf letztlich entscheiden sollte.

Die wirtschaftliche Agonie und die Stagnation, die immer weitere gesellschaftliche Bereiche erfasste und schließlich, in den späten 70er Jahren, zur Existenzkrise des ganzen Ostblocks führte, war – darüber sind sich die Historiker heute einig – primär eine Langzeitfolge jener politisch-ökonomischen Despotie und ihres „befehlsadministrativen Leitungs- und Führungssystems”, das in der Stalin-Ära entstanden war und den „Bremsmechanismus” verursachte.

Wie sehr die zentralistische Kommandowirtschaft zur Fessel für die Entwicklung der Produktivkräfte werden musste, zeigen unter anderem folgende Anomalien, die mit gewissen Einschränkungen in allen Staaten des Warschauer Pakts auftraten, so groß die nationalen Unterschiede sonst auch sein mochten: erstens die immer größere Schere zwischen Investitions- und Konsumgüterproduktion; zweitens die prinzipiell unlösbare Aufgabe der Planbürokratie, sämtliche Daten und Tendenzen der immer komplexer werdenden Gesamtökonomie zu erfassen; drittens der zunehmende „Betriebsegoismus“ und die planmäßig organisierte Anarchie in Produktion und Verteilung, die zur „Schattenwirtschaft“ führte; viertens die weitgehende Zerstörung der Arbeitsmotivation und -disziplin, was sich in der konstant niedrigen Arbeitsproduktivität und der schlechten Qualität der Produkte zeigte; fünftens die verheerenden Umweltschäden, die eine Folge des extensiven Wachstums und der gigantischen Vergeudung von Rohstoffen und Energieträgern war; und sechstens die schier unüberwindlichen Barrieren beim Übergang vom extensiven zu intensivem Wirtschaftswachstum, das heißt vom reinen Mengenwachstum zu einem qualitativen Wirtschaftswachstum, das auf Produktivitätsfortschritten basiert. In der Phase industrieller Großinvestitionen konnte der Kommunismus sichtbare wirtschaftliche Zuwächse erreichen. Als es um Computer, Fax und kleinteilige Serien in der Produktion ging, zeigten alle Daten auf Rückgang.

Man muss aber hinzufügen: Nicht nur die systembedingte Stagnation und die gesellschaftliche Demokratie- und Sozialismuslosigkeit in den Ländern des ehemaligen Ostblocks, sondern auch die ständige Überforderung ihrer Volkswirtschaften durch den technologischen und Rüstungswettlauf haben die Legitimationskrise verschärft und den Zusammenbruch beschleunigt. Bis zu einem gewissen Grad wurde die Sowjetunion von den USA tatsächlich „totgerüstet“.

1989 – Zusammenbruch nach Marxschen Kriterien
Dieser Zusammenbruch ist denn auch – welch Ironie der Geschichte! – nach strikt marxistischen Kriterien vor sich gegangen. Die Produktionsverhältnisse des asiatischen Kommunismus (Zentralverwaltungswirtschaft und Monopolismus, Einparteienherrschaft, Zensur, Beschneidung der individuellen Rechte und Freiheiten, Lähmung jeglicher Initiative von unten etc.) waren seit langem zur Fessel für die weitere Entwicklung der materiellen und menschlichen Produktivkräfte geworden. Sie mussten daher früher oder später gesprengt werden – und sie wurden gesprengt, nachdem Gorbatschow, der große Reformer im Kreml, die Breschnew-Doktrin außer Kraft gesetzt, das heißt das Selbstbestimmungsrecht auch der „sozialistischen Bruderländer“ anerkannt hatte.

Ungeachtet dieses säkularen Scheiterns steht eines fest: Die sozialistische Utopie, als deren Eckpfeiler seit gut 150 Jahren soziale Demokratie, nichtentfremdetes System gesellschaftlicher Arbeit und die Menschenrechte gelten, hat ganz andere geschichtliche Quellen als die, welche Russland den Realitätsvorteil einer gelungenen Revolution verschaffte. Dass dieser Realitätsvorteil zum Anlass genommen wurde, die Marxsche Theorie in sowjetischer Fassung nachträglich dem europäischen Sozialismus als Vorbild aufzuprägen, gehört zu den großen (theoretisch wie praktisch gleichermaßen) folgenreichen Tragödien des 20. Jahrhunderts.

Während die Oktoberrevolution unmittelbar nach dem Ereignis eine große Resonanz in vielen Ländern Europas und darüber hinaus auch in den kolonial unterdrückten Völkern fand, verblasste dieser Glanz mehr und mehr, je länger der „reale Sozialismus“ existierte – und zwar nicht nur wegen der Lager und der Verbrechen, sondern auch wegen des glanzlosen Alltags, der leeren Geschäfte und der am Ende leeren Ideologie.

Der Kommunismus war gleichwohl ein Versuch, die soziale Frage zu lösen, die der Industriekapitalismus erzeugt hatte, und den Anschluss an den fortgeschrittenen Westen zu finden: ein Modell nachholender Industrialisierung und beschleunigter Modernisierung von äußerst rückständigen Bedingungen aus, das für eine gewisse Periode durchaus erfolgreich war und ebendarum nach dem Zweiten Weltkrieg auch von vielen Ländern Asiens und Afrikas, die sich vom Kolonialismus befreit hatten, kopiert wurde. Alles, was sich bisher „Sozialismus“, „Realsozialismus“ oder „Kommunismus“ nannte, sollte daher unter der Rubrik subsumiert werden: Ausbruchsversuche aus rückständigen Verhältnissen bzw. Versuche der Überwindung der kolonialen Erbschaft.

Von dieser Regel auszunehmen sind allerdings die Länder östlich der Elbe, die schon vor 1945 eine demokratische und entwickelte Industriekultur gekannt hatten. Für die DDR, die osteuropäischen und baltischen Länder bedeutete das sowjetische Modell, das ihnen im Gefolge des Zweiten Weltkrieges oktroyiert wurde, einen historischen Rückschritt – was nicht heißt, dass der „Realsozialismus“ nicht auch in diesen Ländern etliche Errungenschaften, vor allem auf sozialem und kulturellem Gebiet, hervorgebracht hat. Dass von der alten DDR im vereinigten Deutschland kaum mehr als der „grüne Pfeil“ übrig geblieben ist, hat jene gewiss nicht verdient. Vieles, was dem DDR-Bürger als selbstverständlich galt, muss er heute im vereinigten Deutschland schmerzlich vermissen: das breit gespannte soziale Netz, die Arbeitsplatzsicherheit, die billigen Mieten, die niedrigen Tarife für Verkehrsmittel, die gute Gesundheitsversorgung, die polytechnische Ausbildung, der für alle mögliche Zugang zu Bildung und Kultur; das heißt jenes Prinzip der égalité, der Gleichheit, das im DDR-System wie in allen Volksrepubliken sowjetischen Typs allerdings auf Kosten der Freiheit verwirklicht wurde.

Der große Crash und die ungelöste soziale Frage
Mit dem Verlöschen des „Kommunismus“ aber ist die soziale Frage, die Marx und Engels in den Mittelpunkt stellten, nicht gelöst, sie hat sich vielmehr verallgemeinert, im Weltmaßstab zugespitzt und zugleich mit der ökologischen Frage verquickt: Welthunger, Weltflüchtlingsbewegung, strukturelle Massenarbeitslosigkeit und Neue Armut, die immer größere Kluft zwischen Arm und Reich, fortschreitende Zerstörung der Lebenswelten, der Natur und der Biosphäre – um nur die wichtigsten Krisenherde zu nennen.

Welche Lösungsmöglichkeiten aber bietet der „siegreiche“, seit 1990 erst wirklich global gewordene Kapitalismus für diese Fragen an? Sind die herrschenden Eliten in der Lage, ja, überhaupt daran interessiert, diese globalen Fragen zu lösen, oder lassen sie den Karren einfach laufen – in Richtung Crash und Katastrophe?

Wir befinden uns heute am Scheideweg einer multiplen Krise, in deren Zentrum gerade ein großer ökonomischer Tsunami, ein Crash von globalen Ausmaßen stattgefunden hat. Und eigentlich müssten sie jetzt alle in Sack und Asche gehen und öffentlich Abbitte leisten – jene Heerscharen von Politikern, Bankern, Managern, Börsianern, Unternehmern, Wirtschaftsjournalisten und Medienleuten, die jahrzehntelang der alleinseligmachenden Religion des Neoliberalismus gehuldigt und mit dem dreifachen Schlachtruf „Deregulierung, Flexibilisierung, Privatisierung“ jene globale Finanzblasen-Ökonomie mit befördert und sanktioniert haben, die jetzt geplatzt ist.

Wir erinnern uns: Die Statthalter und Repräsentanten des gescheiterten Staatsozialismus in den neuen Bundesländern wurden seinerzeit auf brutale Weise abgewickelt, aber die Hohepriester und Statthalter des gescheiterten Neoliberalismus, die Ackermanns und Westerwelles, denken gar nicht daran, öffentliche Selbstkritik zu üben, geschweige denn ihre Posten zu räumen, was nach einem solchen Systemzusammenbruch eigentlich geboten wäre. Im Gegenteil: Die ideologischen Brandstifter von gestern gewinnen sogar noch Wahlen, indem sie sich dem Wahlvolk als Feuerwehrmänner empfehlen. Wie sagte doch Einstein: „Es gibt nur zwei Dinge, die wirklich unendlich sind: das Universum und die menschliche Dummheit!“

Natürlich befürchten die politische Klasse und die Herren der „Deutschland AG“, dass dieser größte Crash in der Geschichte der Weltfinanz die Frage nach der Legitimität des ganzen Systems aufwirft, zumal angesichts eines Krisenmanagements, das nur zu Lasten der Allgemeinheit und der künftigen Generationen geht. Dem Normalbürger jedenfalls will es schwerlich in den Kopf, warum ein Kaufhausdieb, der Waren für 50 Euro mitgehen lässt, in den Knast wandert, während für die Herren in Nadelstreifen, die Milliarden verzockt haben, goldene Fallschirme aufgespannt werden.

Völlig unfassbar aber muss es für einen Bewohner der südlichen Hemisphäre sein, wenn er hört und liest, dass allein das von den EU-Staaten geschnürte Rettungspaket für die Banken sich auf die unfassbare Summe von zwei Billionen Euro und die Bankenrettung der USA sich auf die unfassbare Summe von 17 Billionen US-Dollar belaufen – eine Zahl mit 12 Nullen. Dabei bräuchte es – laut UN-Berechnungen – nur einen Bruchteil dieser Summe, nämlich 82 Mrd. US-Dollar für einen Zeitraum von fünf Jahren, um die großen Millenniumsziele der UN zu erreichen, also die acht schlimmsten Plagen der Menschheit vom Hunger bis zum Analphabetentum zu besiegen und die ganze „Dritte Welt“ von der materiellen Not zu befreien.

Ein Gutes immerhin hat der Zusammenbruch des Weltfinanzsystems gehabt: Der neoliberale Konsens in Politik, Wirtschaft und Medien, der bis vor kurzem noch so geschlossen und flächendeckend wie eine totalitäre Ideologie war, ist zerbrochen. Schien es bislang keine Alternative zur „besten aller turbokapitalistischen Welten“ zu geben, so können wir jetzt endlich wieder die wirklich wichtigen Fragen stellen, ja auch über Systemalternativen öffentlich nachdenken, wofür man noch vor einem Jahr als „Ideologe“ oder „Unverbesserlicher“ belächelt und bespöttelt wurde.

Angesichts der epochalen Krise des Weltfinanzsystems, die, sieht man genauer hin, eine systemische Krise der Kapitalverwertung ist, und angesichts der drohenden Umwelt- und Klimakatastrophen: Gebieten es da nicht die Vernunft und der Überlebenswille der Menschheit, das – im Blochschen Sinne „unabgegoltene“ – Projekt Sozialismus, das immer ein welthistorisches Projekt war, zu reanimieren? Wenn der stalinistische Kommunismus und seine diversen Ableger wie das Pol-Pot-Regime in Kambodscha und der Steinzeit-Kommunismus in Nordkorea, in historischer Parallele das „Mittelalter des Sozialismus“ war, kann und wird es da nicht auch für den Sozialismus eine „Renaissance“ geben?

Mir scheint, sie ist schon längst im Gange, diese sozialistische Renaissance, zumal mit Blick auf das heutige Lateinamerika. Gelingen kann sie freilich nur unter zwei Grundvoraussetzungen: Erstens muss die sozialistische Bewegung des 21. Jahrhunderts die Erfahrungen ihrer diversen Vor- und Irrläufer wirklich verarbeitet und im Hegelschen Sinne „aufgehoben“ haben. Zweitens muss sie wieder an die großen republikanischen Traditionen der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit anknüpfen, welche der Bolschewismus zum Schaden für die gesamte kommunistische Weltbewegung seinerzeit gekappt hatte.

Sozialismus oder Barbarei: ein neu-alter Sozialismus-Begriff
Einen Begriff umschreiben kann auch heißen, seine alte, ursprüngliche oder verschüttete Bedeutung wieder hervorzuholen. Der Sozialismus ist tot, insofern er sich als ein wissenschaftliches System begriff, das die Gesellschaft als eine zentralstaatlich gesteuerte Industriemaschine auffasste und von den Individuen und Arbeitskollektiven die möglichst vollständige funktionelle Anpassung und Unterwerfung unter deren Systemimperative verlangte. Aber „Sozialismus wird als Bewegung und geschichtlicher Sinnhorizont weiterbestehen oder wiederaufleben”, schrieb André Gorz schon Anfang der 90er Jahre, „insofern er sich gemäß seiner ursprünglichen Bedeutung als Streben danach versteht, die durch die bürgerliche Revolution begonnene Emanzipation der Individuen zu vollenden, das heißt sie auch in Bereichen zu verwirklichen, in denen die Individuen im Kapitalismus Systemimperativen, Herrschaftsbeziehungen und Fremdbestimmungen unterworfen bleiben.“

Im Grunde liest sich die Geschichte der modernen Oppositionsbewegungen, auch der sozialistischen, als ununterbrochener Versuch, den Gesetzen des freien Marktes und dem expansiven Verwertungsdrang des Kapitals Grenzen zu setzen. Dies war von Anfang an das Zentralproblem der bürgerlichen Gesellschaft und ihrer politischen Kultur – und ist es noch, ja, erst recht heute. Die Arbeiterbewegung entstand im Kampf gegen die stürmische Entwicklung des Industriekapitalismus und dessen zerstörerische Auswirkungen auf ihre Lebensweise. Vom Verbot der Sklaverei, des Frauenhandels, des Verkaufs und der Arbeit von Kindern bis zur Reglementierung von Dauer und Preis der Arbeit, der Wohndichte, von hygienischen Normen, Grenzwerten für Luft- und Wasserverschmutzung usw. – immer ging es darum, die körperliche Integrität der Arbeitenden, die Reproduktion des Lebens, das Recht auf individuelle und kollektive Selbstgestaltung der Lebenszusammenhänge gegen die kapitalistischen Verwertungsimperative zu verteidigen.

Im Kern haben wir es heute mit einem neuen, ökonomischen Totalitarismus zu tun, als dessen Agenturen und Vollstrecker auf globaler Ebene die Weltbank, der IWF und die WTO anzusehen sind. Sein Ziel ist die vollständige Vermarktung des Menschen, seiner Lebensbedingungen, seiner Umwelt, seiner körperlichen und geistigen Fähigkeiten, ja, selbst seiner biologischen Grundlagen, seiner Träume und Hoffnungen. Die monetären und marktförmigen Beziehungen haben heute alle gesellschaftlichen und Lebenssphären durchdrungen. Wir sind heute so weit, dass wir nicht nur Güter und Dienstleistungen verkaufen, die wir herstellen, sondern bereits verkaufen und vermarkten, was wir selber sind: die eigene Person, die immer mehr zur bloßen Käufer- und Verkäufermaske wird, zum Instrument der Reklame und Selbstinszenierung auf dem universell gewordenen Markt. Selbst die biologischen Lebensfunk-
tionen werden von der Person abgetrennt und wie Waren gehandelt. Die Vermarktung der Schwangerschaft (Leihmütter) und der Zeugung, der Verkauf von Embryos, von Kindern und Organen hat längst begonnen. Der mephistophelische Verwertungstrieb des Kapitals macht nicht einmal Halt vor dem, was „die Welt im Innersten zusammenhält”: Die Biotechnologie-Konzerne schicken sich an, den in dreieinhalb Milliarden Jahren Evolution entstandenen genetischen Code zu privatisieren. Jesus hat die Händler und Wucherer seinerzeit mit der Peitsche aus dem Tempel getrieben. Lebte er heute, würde er die Aufsichtsräte und Vorstände der Firma Monsanto aus ihren Leder-
sesseln peitschen – und dafür ganz sicher als Terrorist gebrandmarkt und nach Guantánamo verschleppt werden.

Der totalitäre Zugriff der kapitalistischen Verwertungsmaschine auf alle Lebens- und Daseinsbereiche mündet in der allumfassenden Entfremdung: der Entfremdung des Menschen von sich selbst, von seinen Mitmenschen und von der Natur. Er führt uns geradewegs in die komfortable Hölle von Huxleys „Schöner Neuer Welt“, der wir in den letzten zwei Jahrzehnten schon bedenklich nahe gekommen sind. Angesichts dieser Entwicklungen gewinnt das berühmte Diktum Rosa Luxemburgs „Sozialismus oder Barbarei!“ eine ganz neue Aktualität.

Vom Sinn der Ökonomie als Mittel der menschlichen Selbstentfaltung
Sinn und Ziel der sozialistischen Bewegung war und muss es auch künftig sein, der universellen Vermarktung von Gütern und Dienstleistungen, von Mensch und Natur entschiedene Grenzen zu setzen, also die Gesellschaft aus der babylonischen Gefangenschaft der totalen Kapitalverwertung wieder herauszuführen. Im Grunde geht es darum, die für die kapitalistische Produktionsweise charakteristische Zweck-Mittel-Bestimmung wieder umzukehren: Nicht der Mensch darf Mittel zum Zweck der Kapitalverwertung, sondern umgekehrt muss die Ökonomie wieder Mittel für die menschliche Selbstentfaltung, für die individuelle und kollektive Emanzipation sein. Sozialismus, so verstanden, hat mit „Staatssozialismus” nicht das Geringste zu tun, denn es geht nicht um die Subsumtion der Ökonomie unter das Kommando des Staates, noch um die Beschneidung und Lähmung der Privatinitiative. Es geht vielmehr darum, das Wirtschaftshandeln wieder gesamtgesellschaftlichen, sozialen, ökologischen und ethischen Zwecken dienstbar zu machen. Kurz gesagt: Die Ökonomie muss wieder dem Menschen dienen statt umgekehrt.

Wenn auch der alte Arbeiter-Sozialismus von der Logik kapitalistischer Modernisierung überholt worden und die Industriearbeiterschaft per Rationalisierung fortschreitend geschrumpft ist, ist die sozialistische Idee damit noch lange nicht gestorben. Wann immer die Frage gestellt wird nach einer fairen und gerechten Verteilung von Arbeit, Einkommen und Wohlstand, nach gleichem Zugang für alle zu Bildung, Ausbildung und Kultur, nach demokratischer Partizipation am gesellschaftlichen Leben, nach demokratischer Organisation von Rohstoffnutzung und Produktivkraftentwicklung steht der Sozialismus wieder zur Debatte: nicht als staatsmonopolistisches System, nicht als zentralistisch-bürokratische Planwirtschaft, sondern als eine neue, Markt und Wettbewerb einschließende und Eigeninitiative fördernde Ordnung der sozial-ökonomischen Beziehungen, die Rücksicht auf Natur und Schöpfung nimmt und den Grundprinzipien einer sozialen Demokratie verpflichtet ist.

Das „historische Subjekt” der künftigen Transformationsprozesse wird denn auch nicht mehr das „Proletariat” im engeren Sinne sein, sondern „die (im Entstehen begriffene) Weltgesellschaft”, soweit sie ihr gemeinsames Lebens- und Überlebensinteresse zu erkennen und danach zu handeln vermag: nämlich die globalen Hexenmeister zu bändigen, das heißt die völlig entfesselten transnationalen Kapitale ihrer Kontrolle und ihrem Gestaltungswillen zu unterwerfen, damit die ungeheuren Ressourcen, über die jene verfügen, endlich für eine nachhaltige Entwicklung zur Verfügung stehen, statt für die Spekulation im globalen Kasino – für eine nachhaltige Entwicklung auch und gerade der Länder der südlichen Hemisphäre, die bislang an einer solchen durch das mörderische Regime der Verschuldung und des Hungers gehindert werden.

Den Kapitalismus zu überwinden, bleibt eine säkulare Aufgabe, die von den unterschiedlichsten kollektiven Akteuren in den verschiedenen Teilen der Welt auf unterschiedlichste Weise angegangen werden muss und bereits angegangen wird.

Darum hat auch Rudi Dutschkes Appell vom Januar 1977 „Eine neue Linie für die Linke“ bis heute nichts von seiner Aktualität verloren: „Die trotz Krise weiterschwelende Wachstumsbesessenheit und Gesellschaft und Natur bedrohenden Destruktivkräfte haben einen Zustand erreicht, in welchem es von elementarer Bedeutung ist, dass sich die sozialistischen und radikaldemokratischen Kräfte im Lande daran machen, eine politisch-organisatorische Widerstandskraft zu werden.“

Der zentrale Punkt aber ist, dass dieser Prozess ein demokratischer sein muss. „Demokratie“, sagt Susan George, „sollte sowohl das Mittel als auch das Ziel sein“ – ganz im Geiste Rosa Luxemburgs. Die Menschen lernen selbst in der sozialen Bewegung und Auseinandersetzung, dazu brauchen sie weder selbst ernannte Avantgarden, geschweige denn Politbüros oder vorgeschriebene Parteiprogramme. Wie Marx einmal gesagt hat: „Jede wirkliche Bewegung ist mehr als ein Dutzend Programme!“ So hat der Sozialismus auch im 21. Jahrhundert eine Zukunft.
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